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UNTERNEHMEN & MÄRKTE
Familienunternehmen

Übergabe

Vermögen darf kein Geheimnis sein
Die Offenlegung des
Vermögens erleichtert
die Übergabe eines
Familienunternehmens.
DasWissen rechtzeitig
zu vermitteln, schafft
Vertrauen zwischen den
Generationen.

WIEN.Während bei der Übergabe
immer der Betrieb im Fokus
steht, wird das Vermögen oft
nicht thematisiert. „Es gibt viele
Fälle, in denen das Familienver-
mögen ein streng gehütetes Ge-
heimnis ist“, sagt Nils Kottke,
Bereichsleiter Family Manage-
ment im Bankhaus Spängler.
„Häufig ist das gut gemeint. In-
formationen werden zum ver-
meintlichen Wohl und Schutz
der Kinder zurückgehalten.“

Ab einem gewissen Alter der
Kinder kann mangelnde Trans-
parenz hinsichtlich des Familien-
vermögens jedoch auch eine Ge-
fahr für den Familienfrieden dar-
stellen, warnt Kottke: „Streitigkei-
ten zwischen Eltern und Kindern
resultieren häufig aus völlig un-
terschiedlichen Erwartungshal-
tungen hinsichtlich der Höhe des
Vermögens und dem Zeitpunkt
seiner Übertragung.“ Auch bilden
sich oft Missverständnisse bezüg-
lich der Bewertung der einzelnen
Vermögensgegenstände.

Um Gefahren vorzubeugen, gilt
es, die nachfolgende Generation
zum verantwortungsbewussten
Umgang mit dem Familienvermö-
gen zu erziehen und sie recht-
zeitig und aktiv heranzuführen.
„Grundsätzlich gibt es kein Pau-
schalrezept“, sagt Kottke. „Es gibt
aber einige Bausteine, die eine
Hilfestellung sein können.“

Wichtig sei, der jungen Genera-
tion ein Wertesystem zu vermit-
teln, das einen persönlichen Be-
zug zum Familienvermögen her-

stellt. Ziel muss sein, dass dieses
nicht nur als ein anonymes, gut
gefülltes Konto, ein beliebiges
Zinshaus oder irgendein Unter-
nehmen betrachtet werde. Kottke:
„Die Jungen müssen erfahren, wie
das Vermögen entstanden ist, und
auch, welche Anstrengungen und
Risiken mit der Entstehung ver-
bunden gewesen sind.“ Auch
müsse ein „Verständnis für das
richtige Maß“ und die mit dem
Vermögen verbundene Verant-
wortung geschaffen werden.

Laut denken
Ein weiterer wichtiger Baustein
sei eine fundierte betriebswirt-
schaftliche Ausbildung der Nach-
folger. „Hilfreich ist es häufig,
auch laut zu denken und die
nachfolgende Generation aktiv in
Termine mit Banken, Steuerbera-
tern oder Hausverwaltungen ein-
zubinden“, sagt Kottke.

Letzter Baustein wäre, Verant-
wortung schrittweise zu übertra-
gen. In der ersten Phase kann
man die Kinder in den Prozess
von bestimmten vermögensrele-
vanten Entscheidungen einbezie-
hen. In einer zweiten Phase
Nachfolger in eine Verwalterrolle
bringen. „Ihnen die Verantwor-
tung für einen Teil des Familien-
vermögens übergeben, ohne die-
ses an sie zu übereignen“, sagt
Kottke. Beispielsweise die Verant-
wortung für die Verwaltung einer
Immobilie übertragen und ihnen
im Gegenzug die mit dem Objekt
verbundenen Mieteinnahmen zu-
gestehen.

Als letzter Schritt sollte ein
Vermögensteil übertragen wer-
den, wie die Übereignung eines
Wertpapierdepots samt Invest-
mentverantwortung. „Wichtig ist,
dass die Verantwortung sukzes-
sive ausgeweitet wird und die
nachfolgende Generation Schritt
für Schritt an die Eigentümerrolle
herangeführt wird.“ (hp)

Familienunternehmen: Die Fakten zumWettbewerb

Q Wer kann mitmachen?
Als Familienunternehmen im
Sinne des Wettbewerbs gelten alle
österreichischen Unternehmen –
egal, ob börsenotiert oder nicht –,
die maßgeblich im Eigentum einer
Familie oder Großfamilie stehen
und bei denen diese wesentlichen
Einfluss auf die Bestellung der Ge-
schäftsführung und, falls vorhan-
den, des Aufsichtsrats hat. Diese
Definition orientiert sich an der
gängigen internationalen Be-
schreibung von Familienbetrieben.

Q Wie kann man mitmachen?
Die Anmeldung erfolgt online
unter wirtschaftsblatt.at/familie,
Anmeldefrist ist der 31. März. Die
Teilnahme am Wettbewerb ist
kostenlos.

Q Was muss ich einreichen?
Die Umsätze der vergangenen drei
Jahre, die Mitarbeiterzahl und die
Information, ob das Betriebs-
ergebnis positiv oder negativ ist,
sowie eine Kurzbeschreibung des
Familienunternehmens.

IMPULS

Wir unterstützen das
Thema Familienunter-
nehmen so gern, weil
wir im eigenen Haus
sehen, welche Dualität
eine Großfamilie hat:
keine ausgefahrenen
Ellbogen und Kommu-
nikation auf Augen-
höhe. Das ist auch all-
jährlich bei der tollen
WirtschaftsBlatt-Gala
zur Auszeichnung der
besten Familienunter-
nehmen spürbar, dies-
mal am 17. Mai.

Helmut Gerlich

Vorstandssprecher Bankhaus
Spängler und Jurymitglied im
Wettbewerb Österreichs beste
Familienunternehmen.

Beigestellt, Peroutka

Familienunternehmen-Experte Nils Kottke: „Es gibt viele Fälle, in denen
das Familienvermögen ein streng gehütetes Geheimnis ist.“
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UNTERNEHMEN & MÄRKTE
Schwerpunkt: Terror in Brüssel

In Brüssel wurden ganze Straßen-
züge komplett abgesperrt und der
Flugverkehr bis auf Weiteres ge-
stoppt. Auf dem Flughafen Wien
hieß es „business as usual“ – wenn
auch unter massiv verschärften
Sicherheitsvorkehrungen.

Vorschlag

Neuer Fahrdienst für EU-Parlament
Mit den externen An-
bietern gibt es negative
Erfahrungen, und auch
die Sicherheits-Checks
sind nicht ausreichend.

BRÜSSEL. Das EU-Parlament si-
chert nicht nur seine Eingänge
mit Barrieren. Es will auch den
Fahrdienst für seine Abgeordne-
ten von externen Anbietern
übernehmen und selbst Chauf-
feure anstellen.
Das kostet laut Budgetabtei-

lung des Parlaments statt wie
bisher 6,8 Millionen € künftig
10,5 Millionen € pro Jahr. Doch
die Vertragsfirmen seien ein gro-
ßes Risiko für die EU-Abgeord-
neten, die häufig äußerst ver-
trauliche Dokumente mit sich
führten und oft allein mit den
Fahrern im Auto seien, heißt es
in einer durchgesickerten Mittei-
lung von Klaus Welle, dem
Generalsekretär des EU-Parla-

ments. Ihn hat das Präsidium des
Parlaments bereits im Jänner da-
mit beauftragt, einen konkreten
Vorschlag für die Einbindung
des Chauffeur-Service als Par-
lamentsdienststelle auszuarbei-
ten. Im Präsidium gebe es den
„starken Wunsch nach der Inter-
nalisierung“, schreibt Welle.

Internalisierung wichtig
Nicht nur wegen der Terror-
anschläge – schon vorher gab es
mit den externen Anbietern im-
mer mehr negative Erfahrungen.
Sie stellen aktuell 65 Fahrer in
Brüssel und 85 am Parlaments-
standort in Straßburg. Die Ver-
tragspartner hätten Streit mit
Subunternehmern, es seien ar-
beitsrechtliche Gerichtsverfah-
ren anhängig und die Beschwer-
den von Abgeordneten nähmen
zu. Das sei auch ein Reputations-
problem für das EU-Parlament.
Daher sollen statt der bisher 13

parlamentseigenen Limousinen

und fünf Minivans plus den Ver-
trägen mit den externen Firmen
eine eigene Flotte auf dem letz-
ten Stand der Technik geleast
und 110 Chauffeure als Vertrags-
bedienstete angestellt werden.
Diese könnte man einem Sicher-
heits-Screening unterziehen so-
wie die vom Parlament prinzipi-
ell gewünschte Ausgewogenheit
bei Geschlecht und geografi-
scher Herkunft des Fahrperso-
nals herstellen. Denn derzeit
seien fast ausschließlich männ-
liche Fahrer aus Brüssel bzw.
Straßburg im Dienst, von denen
die meisten nur Französisch
sprechen könnten.
Künftig würde daher neben

der Sprachenvielfalt von Anfang
an auch in Sprachtrainings inves-
tiert, kündigt Generalsekretär
Welle an. Bis Februar 2017 könne
die volle Einbindung des Chauf-
feur-Service als Dienststelle des
EU-Parlaments umgesetzt wer-
den. (wot)

Kapitalmärkte bleiben ruhig

So traurig es ist, Anleger und In-
vestoren haben sich an Terror in
Europa gewöhnt. Die Anschläge
waren zwar in jedem Marktbericht
großes Thema. Doch wenn auch
so manch eine Flugaktie (leicht)
unter Druck geriet – die großen
Luftfahrtindizes schnitten nicht
schlechter ab als sonst.
Hätte man gestern Vormittag

ohne Vorwissen auf die zwei wich-
tigsten belgischen Aktienindizes

geblickt, hätte man von den An-
schlägen nichts bemerkt. Nach
einer kurzen Erschütterung war
alles vorbei: Der Bel 20 oder der
Brüssel All Shares Index drehten
gegen Tagesende sogar ins Plus
und waren damit besser unter-
wegs als so manches europäische
Pendant. Die Börsenweisheit „Buy
on bad news“ bekommt an sol-
chen Tagen einen besonders zyni-
schen Beigeschmack. (eml)

Terrorversicherungen

In Österreich springt der
Staat nicht ein
Ein spezieller Terrorpool
deckt in Österreich
Schäden bis zu 200Mil-
lionen €. Der Staat hält
sich bis jetzt aber heraus.

WIEN. Nach den 9/11-Anschlägen
in den USA im Jahr 2001 entwi-
ckelte in mehreren europäischen
Ländern die Versicherungsbran-
che Modelle, um Terrorschäden
besonders abzusichern. In Öster-
reich entstand aus diesen Be-
mühungen heraus 2003 ein so-
genannter Terrorpool, der von
den heimischen Sachversiche-
rern getragen wird. Sie stellen
dafür jährlich 200 Millionen €
zur Verfügung. 75 Millionen
bringen dabei die Erstversiche-
rer ein, 125 Millionen € die Rück-
versicherer. Bis zu einem Scha-
den von fünf Millionen € springt
laut den Angaben eines Teilneh-
mers weiterhin im Rahmen einer
Sachversicherung der Erstversi-
cherer ein.

Verärgerung über Bund
Beim Österreichischen Versiche-
rungsverband (VVO) wird kriti-
siert, dass sich der Staat – anders
als in anderen Ländern – nicht
mit Haftungen an dem Pool be-
teilige. Laut VVO habe es an-
fangs positive Signale aus dem
Finanzministerium gegeben, wo-
nach der Staat weitere 600 Mil-
lionen € beisteuern sollte. Der
Bund habe sich jedoch mit der
Begründung zurückgezogen,
dass die Versicherung von Ter-
rorrisiken nicht Aufgabe des
Staates sei.
In Spanien oder Großbritan-

nien, wo man Terror (ETA, IRA)
als staatliches Problem aner-
kannt hat, gibt es diese Versiche-
rungskonzepte seit Langem. Die
Niederlande oder Deutschland
gingen nach den 9/11–Anschlägen
dazu über.

Zehn-Milliarden-€-Rahmen
Die deutsche Versicherungswirt-
schaft gründete 2002 die Extre-
mus-Versicherungs AG. Der Spe-
zialversicherer deckt Großrisi-
ken in der Bundesrepublik durch
Terrorakte (Sach- und Betriebs-
unterbrechungsschäden) ab. Die
Jahreskapazität liegt bei 2,5 Mil-
liarden €. Reicht das nicht aus,
stockt die deutsche Bundesregie-
rung den Betrag auf bis zu zehn
Milliarden € auf. Im Gegenzug
verpflichteten sich die Versiche-
rer, dass terrorbedingte Schäden
bis zu einem Betrag von 25 Mil-
lionen € automatisch von ihnen
gedeckt werden.
Nach den verheerenden Pariser

Anschlägen 2015 habe man eine
verstärkte Nachfrage nach Ter-
rorversicherungen registriert,
sagte Extremus-Vorstand Dirk
Harbrücker zumWirtschaftsBlatt.
Die Nachfrage werde aber gerin-
ger, wenn ein Anschlag weiter
weg stattfinde. So habe es 2004
nach den Attacken auf einen
Pendlerzug in Madrid, bei dem
191 Menschen starben, keine ver-
mehrten Anfragen gegeben. „Es
geschieht normaler Weise mit
drei bis vier Wochen Verzöge-
rung, dass mehr Anfragen herein
kommen“, sagt Harbrücker.
Nummer eins im Extremus-

Portfolio sind Immobilien, ge-
folgt von Industrie. „Wir haben

eine starke Konzentration des
Portfolios in Frankfurt und Ber-
lin. In Frankfurt am Main haben
wir in einem Umkreis von 400
Metern fünf Milliarden € an ver-
sicherten Werten stehen“, sagt
Harbrücker, der damit auf die
hohe Büroturmdichte in der
Finanzmetropole anspielt.
Die Prämien sind weniger

hoch, als man als klassischer
Haushaltsversicherungskunde
meinen könnte: Sie liegen laut
Harbrücker bei Versicherungs-
summen von 25 bis 30 Millionen
€ ungefähr bei 3000 € im Jahr.
Das gesamte Prämienaufkommen
der Versicherung, die nur in
Deutschland zeichnet, lag im Jahr
2015 bei rund 45 Millionen €.
In Österreich treibt eine An-

frage mit dem Stichwort Terror
hingegen den meisten Versiche-
rern Schweißperlen auf die Stirn.
Marktvolumen oder Ähnliches
ist nicht zu erfahren. Interessant
fällt die Stellungnahme des An-
bieters ACE aus, der seit 2015
Terrorversicherungen auch in
Österreich anbietet – angeblich.
Denn anfangs wusste man davon
nichts. Später durfte man dazu
„nichts sagen“.

Großimmobilien versichert
Eine speziell abgeschlossene
Versicherung gegen Terrorrisi-
ken bestätigt dem Wirtschafts-
Blatt der Flughafen Wien. Der
Deckungsrahmen wird allerdings
nicht bekannt gegeben. Auch für
wertvolle Immobilien, wie für
den Millennium Tower, den
zweitgrößten Büroturm Öster-
reichs, sowie das Einkaufszen-
trum „The Mall“ in Wien Mitte
besteht eine solche Versiche-
rung: Die internationalen Inves-
toren (ein Konsortium um Mor-
gan Stanley) hätten eine der-
artige Versicherung verlangt,
hieß es zum WirtschaftsBlatt.
Deckungssummen werden auch
hier nicht bekannt gegeben.
Das Donauinselfest mit über

drei Millionen Besuchern hat hin-
gegen eine normale Veranstalter-
haftpflicht (Deckungsrahmen
zehn Millionen €). Da sind alle
Eventualitäten impliziert, sagt
Cheforganisator Thomas Wald-
ner. Der Österreichische Fußball-
verband hat ebenso eine Ver-
anstalterhaftpflichtversicherung.
Die Stadt Wien wiederum ver-

sichert ihre Gebäude oder öf-
fentlichen Plätze nicht zentral.
Einzelne Objekte werden von
den jeweils zuständigen Stellen
versichert. Das monierte vor
einigen Jahren auch ein Rech-
nungshofbericht. (eml)

Foltin

Das Wiener Einkaufszentrum „The
Mall“ ist gegen Terror versichert.
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